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10.12.2025 
Positionspapier des HTG Fachausschuss Baggergut  
 
Aktuelle Schwierigkeiten und daraus resultierender Handlungsbedarf beim 
Umgang mit Baggergut und der Bewirtschaftung von Spülfeldern 
 

Veranlassung 
 
Für die Funktionserhaltung der deutschen Häfen und ihrer seewärtigen Zufahrten an 
der Nord- und Ostsee sind entsprechend der jeweiligen wirtschaftlichen 
Anforderungen und dem genehmigten Ausbauzustand in unterschiedlicher Intensität 
Ausbau- und Unterhaltungsbaggerungen erforderlich. Die Unterbringung des 
Baggerguts erfolgt so weit wie möglich durch Umlagerung innerhalb der Gewässer, 
um die Sedimente dem natürlichen Sedimentgeschehen wieder zuzuführen und den 
Sedimenthaushalt so wenig wie möglich zu stören. In manchen Gewässern ist dies 
aufgrund der stofflichen Zusammensetzung der gebaggerten Sedimente und damit 
aus Gründen der Umweltvorsorge teilweise nicht möglich, so dass Baggergut 
landseitig in Spülfeldern untergebracht werden muss.  
 

Definition Spülfeld 
Spülfelder im Sinne dieses Positionspapiers sind eingedeichte oder 
verwallte Flächen zur temporären Aufnahme und Entwässerung von 
Nassbaggergut. Ziel ist die Vorbereitung des Materials für eine 
spätere Weiternutzung. Je nach Ausführung erfolgt eine einfache 
Entwässerung oder eine gezielte Klassierung in Fraktionen. Das 
Material kann direkt aus dem Spülfeld einer Nutzung zugeführt oder 
auf benachbarte Flächen zur weiteren Reifung verbracht werden, 
aus denen es später in verschiedene Einsatzbereiche geht. 
Spülfelder sind nicht für die dauerhafte Unterbringung von Baggergut 
gedacht, sondern für die mehrfache Nutzung im Kreislaufprinzip 
ausgelegt. 1 

 
 
Das Volumen der Unterhaltungsbaggerungen im Auftrag des Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamtes Ostsee in Mecklenburg-Vorpommern von 2015 bis 2021 betrug 
insgesamt ca. 3 Mio. m³, von denen etwa ein Drittel auf Spülfelder verbracht wurde. 
Auch Baggergut aus Landes- und kommunalen Häfen (z. B. Rostock) muss zu 
größeren Anteilen auf Spülfeldern untergebracht werden. Ursache für die landseitige 
Unterbringung sind größtenteils hohe Gehalte an organischer Substanz und 
Nährstoffen, die wegen des Verschlechterungsverbotes nach der EU-
Wasserrahmenrichtlinie und der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie einer Ablagerung 
innerhalb der küstennahen Wasserkörper entgegenstehen. Aber auch andere Belange 

 
1 Sonderfälle bilden einmalig bespülte Flächen zur Geländeaufhöhung mit anschließender Folgenutzung, z. B. in 
Landwirtschaft oder Bauwesen bzw. wiederholte Bespülung von Flächen als Sonderstandorte mit 
naturschutzfachlichen und/oder hydrologischen Zielstellungen 
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wie der Meeresnaturschutz, z. B. der Schutz von Seegraswiesen, können gegen eine 
beabsichtigte Umlagerung des Materials in bestimmten Gewässerbereichen sprechen. 
In den anthropogen geprägten Einzugsgebieten von Weser und Elbe an der Nordsee 
und hier insbesondere deren Mündungsbereichen sowie einzelner Hafenbereiche 
zugehöriger Wasserstraßen der Ostsee z.B. in Rostock oder Lübeck muss Baggergut 
auch aufgrund erhöhter Gehalte an Schadstoffen landseitig untergebracht werden. 
Daher wird auch zukünftig eine landseitige Unterbringung von Baggergut im Nord- und 
Ostseebereich erforderlich sein. Ebenso ist für Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen 
an den Schifffahrtsstraßen im Binnenland oftmals die Entnahme von Baggergut aus 
dem Gewässer erforderlich. Auch für dieses Material können je nach seiner 
Beschaffenheit die nachfolgenden Betrachtungen relevant sein.  
 
Dieses Positionspapier befasst sich mit Baggergut, das nach einer Entwässerung 
und / oder einer Reifung auf Spülfeldern nutzbringend an Land eingesetzt werden 
kann. Obwohl die Nutzung von Baggergut ein Beitrag für mehr Recycling und 
Ressourcenschutz ist, wird rückblickend auf die vergangenen Jahre immer weniger 
Baggergut wiederverwendet oder verwertet. Grund dafür sind immer komplexere 
rechtliche Anforderungen an den Einsatz von Baggergut und die Bewirtschaftung von 
Spülfeldern.  
 
Das Positionspapier richtet sich an politische und behördliche Entscheidungsträger 
sowie an die Hafen- und Seeverkehrswirtschaft, die von der Verfügbarkeit der 
erforderlichen Wassertiefen in den Häfen und ihren Zufahrten abhängig ist.  
Der Beitrag soll Impulse geben, um zukünftig bei der Ausarbeitung bzw. Novellierung 
rechtlicher Vorgaben Baggergut mit einzubeziehen und sinnvolle Einsatzoptionen im 
Landbereich zu unterstützen. Außerdem plädiert das Papier für eine 
„Einsatzsoffensive für Spülfeldbaggergut“ mit allen betroffenen Gremien. Darüber 
hinaus soll das Positionspapier Hilfestellung geben für aktuelle praktische Fragen zur 
Spülfeldthematik. 
 

1. Rechtlicher Rahmen für die Genehmigung eines Spülfeldes für 
Baggergut 
 
In der Praxis sind je nach historischen Gegebenheiten, örtlicher Situation, 
Verweildauer des Materials im Spülfeld, Einstufung des Baggerguts als Abfall oder 
Baustoff, Art der Behandlung sowie anschließender Nutzung unterschiedliche Formen 
der Zulassung bzw. Genehmigung des Spülfeldes erforderlich. 
Eine natürliche Entwässerung von Baggergut löst nicht die Einstufung als „Abfall“ aus, 
wenn kein Entledigungswille besteht und bereits vor der Baggermaßnahme der 
zukünftige Zweck für das Baggergut bestimmt und das Material geeignet ist (analog 
EuGH-Urteil zur Porr Bau GmbH2). Besteht ein Entledigungswille (oder die 
Entledigungspflicht) ist Baggergut als Abfall entsprechend den rechtlichen 
Anforderungen zu verwerten oder zu beseitigen.  

 
2   EuGH, Urteil vom 17.11.2022 - C‑238/21 
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Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verwertung von Baggergut sowie die 
Einsatzmöglichkeiten sind in dem Fachbericht des HTG-Fachausschuss Baggergut 
(2021)3 ausführlich dargestellt. Mit Inkrafttreten der Ersatzbaustoffverordnung 
(ErsatzbaustoffV) und der Novellierung der Bundesbodenschutzverordnung 
(BBodSchV) zum 1. August 2023 sind weitere rechtliche Rahmenbedingungen zu 
beachten, die im o.g. Fachbericht noch nicht betrachtet wurden.  
 
An dieser Stelle sind beispielhaft Formen der Zulassung/Genehmigung aufgeführt, die 
in den letzten Jahren je nach örtlicher Konstellation angewendet wurden bzw. 
angewendet werden können: 
 

1.1 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren 
Für den Bau und Betrieb von Spülfeldern ist häufig ein immissionsschutzrechtliches 
Genehmigungsverfahren gem. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
erforderlich. Das Erfordernis und die Art des Verfahrens ergibt sich aufgrund der 4. 
Bundesimmissionsschutzverordnung (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) in Abhängigkeit der Betriebstätigkeiten, Qualitäten des 
Baggerguts und Lagerungsdauer. Die Genehmigungsverfahren4  haben eine 
Konzentrationswirkung und regeln somit auch bau-, wasser-, bodenschutz-, abfall- und 
naturschutzrechtliche Belange. 
 
Für Spülfelder, in denen Baggergut als Abfall aufgenommen wird, sind u.a. folgende 
Anlagenarten nach Nr. 8 des Anhangs 1 der 4. BImSchV einschlägig. 

o 8.11.2.4 (V) – Anlagen zur sonstigen Behandlung, […], mit einer 
Durchsatzkapazität von nicht gefährlichen Abfällen, […], von 10 Tonnen 
oder mehr je Tag 

o 8.12.2. (V) – Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, auch soweit 
es sich um Schlämme handelt, […] bei nicht gefährlichen Abfällen mit einer 
Gesamtlagerkapazität von 100 Tonnen oder mehr 

o 8.14. – Anlagen zum Lagern von Abfällen über einen Zeitraum von jeweils 
mehr als einem Jahr  

▪ 8.14.2 einer Gesamtkapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag oder 
einer Gesamtlagerkapazität von 25.000 Tonnen oder mehr 

• 8.14.2.1 (G, E) – für andere Abfälle als Inertabfälle 

• 8.14.2.2 (G) – für Inertabfälle 
▪ 8.14.3 – einer Aufnahmekapazität von weniger als 10 Tonnen je Tag 

und einer Gesamtlagerkapazität von  

• 8.14.3.1. (G) - weniger als 25.000 Tonnen, soweit es sich um 
gefährliche Abfälle handelt 

• 8.14.3.2. (G) – 150 Tonnen bis weniger als 25.000 Tonnen, 
soweit es sich um nicht gefährliche Abfälle handelt 

 
3 Fachausschuss Baggergut der HTG (2021): Verwertung von feinkörnigem Baggergut im 
Bereich der deutschen Küste. Fachbericht. Verfügbar unter www.htg-baggergut.de 
4 Verfahrensarten: G – Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung, V – vereinfachtes Verfahren ohne 
Öffentlichkeitsbeteiligung, E- Anlagen nach der Industrieemissions-Richtlinie 
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• 8.14.3.3 (V) – weniger als 150 Tonnen, soweit es sich um nicht 
gefährliche Abfälle handelt 

 
Infolge der Anpassung des BImSchG an EU-Recht (Umsetzung der Richtlinie über 
Industrieemissionen, IED-RL 2010/75) können Spülfelder als sog. IED-Anlagen mit 
daraus resultierend erhöhten Anforderungen an den Anlagenbetrieb eingestuft werden 
(s. 8.14.2.1). Die Einstufung von Spülfeldern in die Kategorie der IED-Anlagen nach 
dem BImSchG zeigt, dass Baggergut bei der o.g. Umsetzung der EU-Richtlinie in 
nationales Recht nicht adäquat berücksichtigt wurde (siehe auch Kapitel 3.3). 
 
Spülfelder als Langzeitlager für Baggergut nach Nr. 8.14 Anhang 1 der 4. BImSchV 
 
Spülfelder, in denen Baggergut als Abfall nach der Behandlung über einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr gelagert werden sollen, gelten als Langzeitlager, die im 
Grundsatz den technischen Anforderungen der Verordnung über Deponien und 
Langzeitlager (insbesondere geologische Barriere und Basisabdichtungssystem - 
siehe § 23 DepV) unterliegen.  
Die rechtlichen Anforderungen an ein Langzeitlager entfallen gem. § 1 Abs. 3 Nr. 2 
DepV jedoch, wenn Baggergut entlang von den Wasserstraßen oder oberirdischen 
Gewässern gelagert oder abgelagert wird, aus denen es ausgebaggert wurde. Diese 
Spezialregelung gilt nur für nicht gefährliches Baggergut mit dem Abfallschlüssel 17 
05 06 und ausgenommen sind die Wasserstraßen Donau, Elbe, Ems unterhalb von 
Papenburg, Mosel, Neckar, Oder, Rhein und Weser. 
Ein weiterer Ausnahmetatbestand ist in § 1 Abs. 3 Nr. 5 DepV geregelt, wonach die 
technischen Anforderungen der Verordnung über Deponien und Langzeitlager nicht 
zur Anwendung kommen, wenn das Baggergut als Abfall im Spülfeld vor einer 
Verwertung über einen Zeitraum von weniger als 3 Jahren gelagert werden soll.  
 

1.2 Baurechtliche Genehmigungsverfahren 
Spülfelder werden teilweise auch im Rahmen eines baurechtlichen 
Genehmigungsverfahrens zugelassen. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, 
wenn die Schwellenwerte gem. 4. BImSchV unterschritten werden oder das ins 
Spülfeld eingebrachte Baggergut nicht den Abfallstatus trägt. Das Spülfeld wird in 
diesem Zusammenhang ab einer Höhe von 2 m oder Grundfläche ab 300 m2 als 
genehmigungsbedürftige bauliche Anlagen (Aufschüttung) angesehen. 
 

1.3 Wasserstraßenrechtliche Genehmigungsverfahren 
Spülfelder, die im Bereich von Bundeswasserstraßen betrieben werden, können auch 
im Rahmen wasserstraßenrechtlicher Genehmigungsverfahren zugelassen werden. 
Hier kommen das Planfeststellungsverfahren gem. § 14 WaStrG 
(Bundeswasserstraßengesetz) sowie das strom- und schifffahrtspolizeiliche 
Genehmigungsverfahren gem. § 31 WaStrG für Anlagen an Bundeswasserstraßen in 
Frage. 
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2. Herausforderungen bei der Bewirtschaftung von Spülfeldern für 
Baggergut 
 

2.1 Lagerungsdauer nach BImSchG/BImSchV 
Eine zeitliche Begrenzung für Langzeitlager wird grundsätzlich als sinnvoll 
eingeschätzt, da so der Anreiz zur Leerung des Spülfeldes erhalten bleibt. Andernfalls 
wäre das Spülfeld dauerhaft blockiert und es müssten für zusätzliche Mengen neue 
Spülfelder angelegt werden. 
Jedoch gibt es Spülfelder, aus denen das Material nicht, wie zunächst beabsichtigt, 
zeitnah entnommen werden kann. Die Absicht und der Bedarf das Spülfeld 
auszuräumen, um es für neue Einspülungen zu nutzen, besteht aber weiterhin.  
Für diese Anwendungsfälle ist eine behördliche Verlängerung von Fristen für die 
Lagerung nach der 4. BImSchV ohne ein immissionsschutzrechtliches 
Änderungsgenehmigungsverfahren zielführend.  
Im BImSchG und in der 4. BImSchV sollten daher die spezifischen Belange der 
Baggergutunterbringung besser berücksichtigt werden. Die zuständigen Behörden 
sollten im Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten hierzu ein konsensuales Vorgehen 
entwickeln. 
 

2.2 Fehlende Berücksichtigung positiver Auswirkungen auf die Gewässerqualität  
Die Unterbringung von Baggergut auf Spülfeldern ist regelmäßig darin begründet, dass 
bestimmte Inhaltsstoffe nicht im Gewässer umgelagert werden sollen. Mit der 
Unterbringung auf dem Spülfeld werden beträchtliche Mengen dieser Stoffe (z. B. 
Nährstoffe) aus dem Gewässer entfernt. Da diese nur in geringen Anteilen im Wasser 
gelöst sind, wird mit dem Ablaufwasser nachweislich ein sehr geringer Anteil in die 
Vorflut zurückgeführt. In der Frachtenbilanzierung wird jedoch der weitaus größere 
Anteil der betreffenden Stoffe aus dem Gewässer entfernt, was in der 
Genehmigungspraxis häufig ausgeblendet wird. Der Spülfeldablauf wird nur als 
eigenständige Einleitung in einen Wasserkörper betrachtet, ohne den positiven 
Rückhalteeffekt in dieser Frachtenbilanzierung zu beachten.  
 
 

2.3 Anforderungen an die Qualität des Ablaufwassers aus Spülfeldern (AbwV, OGewV, 
Umweltqualitätsnormen) 
Die Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(AbwV) bestimmt Mindestanforderungen (§ 1 Abs. 1 Satz 1). Die zuständige Behörde 
kann in ihrem Bewirtschaftungsermessen (§ 12 Wasserhaushaltsgesetz - WHG) die in 
den für Spülfelder relevanten Anhängen 27 und 51 der AbwV gemachten Vorgaben 
bei Bedarf durch weitere bzw. strengere Werte ergänzen, sofern diese nach dem Stand 
der Technik zu erreichen sind (§ 57 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
 
Die Umweltqualitätsnormen (UQN) der Oberflächengewässerverordnung (OGewV) 
sind Normgrößen für die Bewertung des chemischen und ökologischen Zustands bzw. 
des ökologischen Potenzials von Wasserkörpern der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). 
Eine Unter- oder Überschreitung der jeweiligen UQN zeigt somit den guten oder 
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schlechten chemischen Zustand und über die physikalisch-chemischen 
Hilfskomponenten mittelbar auch etwas über den ökologischen Zustand bzw. das gute 
oder schlechte ökologische Potenzial an. Ort der Beurteilung des Zustands eines 
Wasserkörpers ist dabei immer die repräsentative Messstelle des Wasserkörpers. Laut 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ist der Beurteilungsort der „betroffene 
Wasserkörper in seiner Gesamtheit, d. h. ein einheitlicher und bedeutender Abschnitt 
eines Gewässers5. Die UQN sind daher nicht gleichzusetzen mit Grenzwerten, die im 
Gewässer an einer bestimmten Messstelle, z.B. der Einleitstelle6 eines Spülfeldes in 
die Vorflut einzuhalten sind.  
Wenn die Konzentration im Ablaufwasser eines Spülfeldes für einen bestimmten 
Parameter die UQN überschreitet, bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass es zu einer 
Verschlechterung des Wasserkörpers kommt. Um die Einhaltung des 
Verschlechterungsverbots für den Wasserkörper nach Wasserrahmenrichtlinie zu 
beurteilen, muss eine modellhafte Betrachtung auf Grundlage frachtenbezogener 
Einträge in diesen Wasserkörper erfolgen (Mischungsrechnung).  
 
Die zuständigen Wasserbehörden dürfen daher in ihren Zulassungen die UQN der 
OGewV nicht als verbindliche Grenzwerte für das Ablaufwasser aus Spülfeldern 
verstehen und festsetzen, denn als Folge daraus können sich für diese Ablaufwässer 
weitergehende und strengere qualitative Anforderungen ergeben als z.B. aus 
Kläranlagenabläufen. 
 
In diesem Zusammenhang ist auch die Entnahme von Stoffen aus dem Gewässer zu 
betrachten und damit die Bedeutung der Spülfeldnutzung für die Gewässerqualität in 
einem Gesamtkontext zu sehen. Aspekte, die z.B. durch die Entnahme von 
organischem, nährstoffreichem Material die Zielerreichung der 
Wasserrahmenrichtlinie unterstützen, müssen mitbewertet und berücksichtigt werden. 
Hierzu sollte länderübergreifend ein angemessener Standard entwickelt werden, der 
die bestimmungsgemäße Nutzung und Unterhaltung der Gewässer ermöglicht und 
den rechtlich zulässigen Ermessenspielraum einbezieht.  
 

2.4 Untersuchungsmethodik nach ErsatzbaustoffV/ BBodSchV/ DepV 
Für den anschließenden Einsatz des Baggerguts nach Entnahme aus dem Spülfeld 
muss das Material charakterisiert bzw. klassifiziert werden.  
Mit dem Inkrafttreten der ErsatzbaustoffV und der Novellierung der BBodSchV 
ergeben sich neue Anforderungen an die Untersuchungsmethodik (z.B. 
Eluatherstellung) für Baggergut, das dem Bodenmaterial hier gleichgestellt ist. Die 
Umstellung von 10:1 Eluaten auf 2:1 Eluate ist für Baggergut aus dem aquatischen 
Bereich nicht sinnvoll bzw. umsetzbar, da der Wassergehalt per se meist höher als das 
in der Analytik geforderte Wasser-Feststoff-Verhältnis von 2:1 ist. Hier besteht noch 
erheblicher Anpassungsbedarf. Weiterhin sind Handlungshilfen erforderlich, damit der 
Untersuchungsumfang für Baggergut von vorneherein auf die unterschiedlichen 
Genehmigungs- und Einsatzoptionen ausgerichtet ist.  

 
5 Vgl. BVerwG, Urteil vom 09.02.2017 – 7 A 2.15 „Elbvertiefung“, Rn. 506 
6 Leitfaden für den Umgang mit dem Verschlechterungsverbot nach WRRL in Schleswig-Holstein, 
Kapitel 7.4 und 7.9.3, MELUND 2022 
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Hier sind flexible Ansätze in der Genehmigung erforderlich, die die Entnahme von 
Inhaltsstoffen und den positiven Beitrag ihrer Entnahme aus dem Gewässer über eine 
erforderliche Frachtenbilanzierung bei der Bewertung des Vorhabens angemessen 
berücksichtigt. 
 

2.5 Berücksichtigung von Synergien mit „Natur auf Zeit“  
Das Bundesnaturschutzgesetz bietet mit § 1 Absatz 7 die Möglichkeit, mit dem 
Konzept „Natur auf Zeit“ auf bestimmten Flächen temporär Naturentwicklung 
zuzulassen, ohne dass dies einer Wiederaufnahme der Nutzung entgegensteht. Das 
Konzept könnte bei der Bewirtschaftung von Spülfeldern stärker genutzt werden, um 
temporäre Potenziale für Naturentwicklung (z. B. Rastplatz für Wasser- und Watvögel) 
zu erschließen und dies auch bei der Gesamtabwägung der Genehmigung von 
Spülfeldern positiv in Ansatz zu bringen. 
 
 

3. Hürden bei der Nutzung des Materials 
 

3.1 Kosten – Konkurrenzfähigkeit  
Längere Transportwege erhöhen die Kosten für die Nutzung von Baggergut sehr 
schnell, so dass eine wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit mit anderen Anbietern (z. B. 
Sandgewinnung) im regionalen Umfeld von Spülfeldern gegeben ist. Kosten für die 
spätere landseitige Nutzung (z.B. Verwertung) des eingespülten Baggergutes fließen 
in die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einer Unterhaltungsbaggerung mit ein (§ 8 Abs. 5 
WaStrG). Dies kann bereits eine Vielzahl an notwendigen Baggermaßnahmen 
unwirtschaftlich machen, sofern keine anschließende Nutzung des Materials möglich 
ist. Im Sinne der Kreislaufwirtschaft und Ressourcenschonung sollte eine bessere 
Honorierung für Material aus Spülfeldern in Verbindung mit regionalen 
Nutzungsinteressen erreicht werden.  
 
 

3.2 TOC-Gehalt (Total Organic Carbon) 
Der TOC ist ein Maßstab für den Gehalt an organischer Substanz in Böden und 
Baggergut, kein Schadstoffparameter. Bei Böden und Baggergut ist der TOC durch 
natürliche Gehalte an Organsicher Substanz geprägt. Böden oder Baggergut weisen 
oft natürliche Gehalte an Organischer Substanz zwischen 0,5 und 10% Trockenmasse 
auf. Der TOC von Baggergut kann entscheidend sein für seine 
Nutzungsmöglichkeiten. In einem technischen Bauwerk nach ErsatzbaustoffV oder 
unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht nach BBodSchV sind sehr geringe 
Gehalte erforderlich (grundsätzlich maximal 1 Masse-%). Die Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht nach BBodSchV erfordert dagegen höhere Gehalte 
an TOC, um dadurch eine qualitative Verbesserung dieser Bodenschicht zu erlangen. 
Das ist gemäß § 6 Abs. 2 BBodSchV eine Voraussetzung für die Aufbringung.  
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3.3 Nachhaltige Bewirtschaftung der Spülfelder nach Immissionsschutzrecht 
Die Errichtung von Spülfeldern incl. der dazu gehörenden erforderlichen 
Nebenanlagen zur Behandlung (u.a. Reifeflächen) fordern einen hohen Flächenbedarf 
in sensiblen küsten-/gewässernahen Gebieten. 
Daher müssen bestehende Spülfelder unbedingt erhalten und kontinuierlich reaktiviert 
werden, um die Genehmigung nach BImSchG aufrecht zu erhalten (Verhindern des 
Erlöschens der Genehmigung aufgrund § 18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG).  
 
Mit Umsetzung der IED-Richtlinie in bundesdeutsches Recht und der damit 
verbundenen Änderung der 4. BImSchV wurden Spülfelder für Baggergut aufgrund 
ihrer hohen Lagerkapazität (Schwellenwert > 25000 m3) zu Störfallanlagen. Das 
beeinträchtigt stark die langfristig angelegte Bewirtschaftung von Spülfeldern. Die 
faktische Gleichstellung mit Chemieanlagen (z.B. Raffinerien) ist nicht gerechtfertigt 
und bedarf dringend der Änderung. 
Aufgrund der meist großen Volumina an Baggergut in den Spülfeldern ist es 
unmöglich, die materiellen Anforderungen, die sich aus dem BImSchG in Verbindung 
mit der 4. BImSchV ergeben, im Nachhinein (nachträgliche Änderung des Rechts) 
einzuhalten, z.B.: 

• Entleeren der Polder, 

• Konforme Errichtung eines Langzeitlagers, das sich an den Anforderungen des 
Deponierechts (z.B. Basisabdichtungssystem) orientiert. 

 
Da sich die 4. BImschV aktuell in der Novellierung befindet, besteht gerade jetzt die 
Chance, auf die Änderung der derzeitigen Genehmigungs- und Überwachungslage zur 
Einstufung von Spülfeldern hinzuwirken. 
Damit verbunden muss auf eine 1 : 1 – Umsetzung der IED-Richtlinie gedrungen 
werden. 
 
Die IED-RL gilt für die in den dortigen Kapiteln II bis VI genannten industriellen 
Tätigkeiten, die eine Umweltverschmutzung verursachen. 
Unter Kapitel II werden im Anhang I (zu Artikel 10) Kategorien von Tätigkeiten mit 
Schwellenwerten und Kapazitätsgrenzen aufgeführt. Dort sind unter Nr. 5 
Abfallbehandlungsanlagen aufgelistet, wobei Nr. 5.3b vier Tätigkeiten zur Verwertung 
— oder eine Kombination aus Verwertung und Beseitigung — von nichtgefährlichen 
Abfällen mit einer Kapazität von mehr als 75 Tonnen je Tag enthält. Dabei handelt es 
sich um  

i. biologische Behandlung; 
ii. Abfallvorbehandlung für die Verbrennung oder Mitverbrennung; 
iii. Behandlung von Schlacken und Asche; 
iv. Behandlung von metallischen Abfällen — unter Einschluss von Elektro- und 

Elektronik-Altgeräten sowie von Altfahrzeugen und ihren Bestandteilen — in 
Schredderanlagen. 

 
Tätigkeiten zur Behandlung und Lagerung nichtgefährlicher Abfälle, wie 
beispielsweise Baggergut in einem Spülfeld fallen definitiv nicht in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie. 
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3.4 ErsatzbaustoffV 
Die ErsatzbaustoffV beschränkt die Verwertung von Baggergut (und Bodenmaterial) 
auf Gehalte von maximal 1 Masse-% TOC (für Baggergut mit bis zu 50 Volumen-% 
mineralischer Fremdbestandteile auf maximal 5 Masse-%). 
Nur die in Anlage 2 und 3 ErsatzbaustoffV genannten Einbauweisen bilden die 
Möglichkeiten für den Einsatz von Baggergut in technischen Bauwerken ab (z.B. im 
Straßenbau, in Dämmen, Wällen oder Hinterfüllungen). Die unter Punkt 2 kritisierte 
Eluatherstellung schränkt die Handhabung der Verordnung – ebenso wie die der 
BBodSchV - zusätzlich ein. 
 
Eine Regelung zum Ende der Abfalleigenschaft eines mineralischen Ersatzbaustoffs, 
so auch von Baggergut, steht noch aus. Darin muss Baggergut analog zu 
Bodenmaterial Berücksichtigung finden. 
 
 
 

4. Wie kann die Nutzung von Baggergut aus Spülfeldern besser 
unterstützt werden? 
 

4.1 Bessere Praktikabilität rechtlicher Vorgaben – Handlungshilfen für die Praxis 
o Im BImSchG, der 4.BImSchV und auch in der AbwV müssen die spezifischen 

Belange des Baggergutmanagements insbesondere auf Spülfeldern besser 
berücksichtigt werden. Entscheidend ist, dass alle Beteiligten, auch die 
zuständigen Behörden hierzu ein konsensuales Vorgehen anwenden.  

 
o Es bedarf praktikabler methodischer Anforderungen an die Untersuchungen des 

Baggergutes für alle Anwendungen (z.B. Problematik bei der Eluatherstellung). Im 
Zuge der Anwendung und Evaluierung der ErsatzbaustoffV müssen hierzu 
Lösungsvorschläge und Praxishilfen entwickelt werden. 

 
o UQN der OGewV: Hierzu muss länderübergreifend ein angemessener Standard 

entwickelt werden, UQN dürfen nicht als Grenzwert für Einleitungen in das 
Gewässer genutzt werden. 

 
o Der wissenschaftlich begründeten Einschätzung des (zeitlichen) Wirksamwerdens 

von Maßnahmen der WRRL zufolge ist eine frachtenbezogene und alle 
Einleitungen berücksichtigende Gesamtverträglichkeitsbetrachtung des 
betroffenen Wasserkörpers vor der Genehmigung erforderlich. Der positive 
Beitrag der Stoffentnahme aus dem Gewässer durch die Unterbringung von 
Baggergut an Land muss in einer Gesamtbilanz bei der Beurteilung der 
Einträge durch den Spülfeldablauf angemessen berücksichtigt werden. 
 

o Das Konzept „Natur auf Zeit“ kann, wie in Kapitel 2.5 erläutert, stärker genutzt 
werden, um temporäre Potenziale für Naturentwicklung zu erschließen und dies 
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auch bei der Gesamtabwägung der Genehmigung von Spülfeldern positiv in 
Ansatz zu bringen. 

 

4.2 Nutzungsmöglichkeiten von Baggergut fördern, Vermarktungswege finden und 
unterstützen 
Die Nutzung von Baggergut ist im Sinne der Ressourcenschonung und 
Kreislaufwirtschaft eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und verbindet ökologische, 
ökonomische und soziale Interessen. 
 
Sie wird vereinfacht, wenn 

 
o die Ursachen für hohe Gehalte bestimmter Stoffe (Nähr- und Schadstoffe) in den 

Sedimenten von den konkreten Emittenten (z.B. Industrie, Landwirtschaft, 
urbanes Leben) in das Gewässer reduziert werden. 
 

o zuständige Behörden die Nutzung von Baggergut als Sekundärrohstoff immer 
prüfen, z.B. in Genehmigungsverfahren bei Hochwasserschutz, Deponiebau, 
Herstellung bzw. Verbesserung von Böden oder Lärmschutz. 

 
o die Hafenwirtschaft, Länder und Kommunen stärker in die Nutzung von Baggergut 

einbezogen werden und sie dies als eine gemeinsame Aufgabe annehmen, auch 
hinsichtlich der Finanzierung der langfristigen Gesamtkosten.  

 
o eine stärkere Orientierung an erfolgreichen Anwendungsbeispielen für die 

Nutzung von Baggergut aus Spülfeldern erfolgt (Hinterfüllung von Spundwänden, 
Küsten- und Klimaschutzmaßnamen wie Deichbau oder Vorlanderhöhungen, 
Schallschutzmaßnahmen, Landschaftsbau, Deponiebau und -rekultivierung, oder 
bei submarinem Leitungsbau).  

 
o die Nutzung von Baggergut bei Hafenbaumaßnahmen bereits bei den 

Einspülentgelten berücksichtigt oder die Rücknahme von Baggergut aus den 
Spülfeldern vereinbart wird. Drittnutzer von Spülfeldern sind bei deren Nutzung 
zur anschließenden Entnahme verpflichtet. 

 
o Fachbehörden (hier insbesondere Landwirtschaft, Bodenschutz) kontaktiert 

werden, um Potenziale zum Einsatz von Baggergut in durchwurzelbare 
Bodenschichten verstärkt zu nutzen.  

 
o eine „Primärrohstoffsteuer“ z.B. auf Kies und Sand den Einsatz von 

Sekundärrohstoffen wie Baggergut attraktiver machen würde. 
 

Alle bisher erfolgreich umgesetzten und praxiserprobten Nutzungs- und 
Verwertungsmaßnahmen müssen viel stärker kommuniziert werden, um insbesondere 
bei Kommunen, regionalen Einrichtungen und Verbänden für die wertvolle Ressource 
vor ihrer Haustür zu werben. 
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5. Ausblick  
 
Aufbereitetes Baggergut aus Spülfeldern ist eine wertvolle Ressource für zahlreiche 
Einsatzbereiche. Spülfelder sind als Behandlungsanlage für eine anschließende 
Verwendung und Verwertung des Baggerguts zu verstehen und nicht als 
Langzeitlager. 
Ziel muss die kontinuierliche Nutzung von Baggergut sein, um damit die Beräumung 
und Neubespülung der Felder zu ermöglichen. Dafür müssen die in diesem Papier 
genannten Rahmenbedingungen geschaffen und angewandt werden.  
 
Neue bzw. verschärfte Grenz-/Richtwerte für die Sedimentqualität (z.B. neue 
Sediment-UQN im Rahmen der Revision WRRL 2025) werden die Umlagerungen im 
Gewässer erschweren. Dies könnte künftig zu einem noch weiter steigenden Bedarf 
der Unterbringung von Baggergut an Land führen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist eine effiziente Spülfeldbewirtschaftung, die darauf 
ausgerichtet ist, schnell und in hoher Qualität das eingespülte Baggergut für eine 
vielfältige Nutzung vorzubereiten, eine unausweichlich zu bewältigende 
Herausforderung. Entscheidende Voraussetzung dafür sind praktikable und am Markt 
etablierte Einsatzoptionen für dafür geeignete Baggergutqualitäten in verschiedensten 
Anwendungsbereichen. Nur über die stetige Abgabe des aufbereiteten Baggerguts 
können kontinuierlich wieder Einspülkapazitäten für neues Baggergut geschaffen 
werden. Das entspräche einer gelungenen Integration von Baggergut in eine 
nachhaltige Kreislaufwirtschaft, die ressourcenschonend ist. 
 
Der HTG Fachausschuss steht den betreffenden Verwaltungen und Genehmigungs-
behörden gerne für weitere Informationen und Diskussionen zur Verfügung.  
Darüber hinaus gibt es mit dem HTG FachForum zum nachhaltigen Umgang mit 
Baggergut an Land ein weiteres Expertengremium, das Interessierten ebenfalls für 
einen Austausch zur Verfügung steht. Beide Gremien verfügen durch Ihre 
Teilnehmenden über ein großes Netzwerk, welches Spülfeldbetreiber, 
Baggerguterzeuger sowie fachlich relevante Planer, Wissenschaftler und 
Behördenvertreter verschiedener Ebenen verbindet. 
Zudem gibt es aus der Vergangenheit zahlreiche Beiträge zu den Themen 
Baggergutmanagement, Spülfeldbewirtschaftung sowie Baggergutverwertung, die im 
Rahmen des Rostocker Baggergutseminars7 veröffentlicht wurden. 
 
 
 

 
7 Das Rostocker Baggergutseminar hat sich seit dem Jahr 2000 als die nationale Fachveranstaltung 
zu allen Themen des Baggergutmanagements etabliert, wo sich im 2-jährigen Rhythmus 
Baggergutexperten aus allen Bereichen zum fachlichen Austausch treffen. Diese Veranstaltung sollte 
auch in Zukunft wichtiger Motor sein, den aktuellen Stand des Wissens zu verbreiten. 
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Weiterführende Informationen: 
 
Zugang zu den HTG Gremien Fachausschuss Baggergut und FachForum Umgang mit 
Baggergut an Land sowie themenbezogene Veröffentlichungen und Kontakte zu 
Ansprechpartnern erhalten sie unter: 
 
www.htg-online.de/fachausschuesse/baggergut/ 
www.htg-online.de/fachausschuesse/fachgremien/fachforen/nachhaltiger-umgang-
mit-baggergut-an-land/ 

http://www.htg-online.de/fachausschuesse/baggergut/
http://www.htg-online.de/fachausschuesse/fachgremien/fachforen/nachhaltiger-umgang-mit-baggergut-an-land/
http://www.htg-online.de/fachausschuesse/fachgremien/fachforen/nachhaltiger-umgang-mit-baggergut-an-land/

